
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bettina Stark-Watzinger, Christian Dürr, 
Otto Fricke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/24097 –

Zusammenarbeit von Bundesregierung und externen Interessenträgern – World 
Wildlife Fund For Nature

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der WWF wurde 1961 als „World Wildlife Fund“ gegründet und firmiert seit 
1986 unter dem Namen „World Wide Fund For Nature“. In den letzten Jahren 
hat er unter anderem aus dem Bundeshaushalt finanzielle Mittel erhalten.

 1. Verfügt der WWF Deutschland nach Kenntnis der Bundesregierung über 
weitere ihm zugehörige Institute, vergleichbar dem Verhältnis von 
Michael-Otto-Institut zum NABU, und wenn ja, welche sind dies?

Der Bunderegierung liegen hierzu keine Informationen vor.

 2. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass dem WWF Deutschland 
zur Verfügung gestellte Mittel aus dem Bundeshaushalt von diesem an 
Kapitalgesellschaften weitergereicht werden?

Ob Mittel aus dem Bundeshaushalt im Rahmen von öffentlichen Aufträgen 
oder Zuwendungen auch an juristische Personen wie Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung im Sinne eines Unterauftrages weiter-
geleitet werden können, hängt von den jeweils einschlägigen Förderrichtlinien 
ab und wird im Einzelfall im Rahmen der Antrags- oder Angebotsprüfung vom 
Mittelgeber geprüft.
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 3. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell-
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2017 bis 2020 Mittel 
aus dem Bundeshaushalt zu, und wenn ja, in welcher Höhe, und aus 
welchen Titeln (bei Projektmitteln bitte nach Einzelprojekten und Jahres-
leistungen aufschlüsseln)?

Die der Bundesregierung dazu aktuell vorliegenden Informationen sind in der 
beigefügten Tabelle enthalten.

 4. Welche Nachweise zur zweckentsprechenden Verwendung nach § 44 Ab-
satz 1 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) wurden vom WWF Deutsch-
land beigebracht?

Grundsätzlich gilt für alle Ressorts: Behörden, die Zuwendungen des Bundes 
bewilligen, verlangen von Zuwendungsempfängern generell den Nachweis der 
zweckentsprechenden Verwendung (Verwendungsnachweis) entsprechend den 
Nebenbestimmungen zur Bewilligung (in der Regel Zuwendungsbescheid). 
Diese Nachweise umfassen bei Zuwendungen zur Projektförderung einen Sach-
bericht und einen zahlenmäßigen Nachweis. In dem Sachbericht sind die Ver-
wendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustel-
len und den vorgegebenen Zielen gegenüberzustellen. Im Sachbericht ist auf 
die wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises einzugehen. Ferner 
ist die Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit zu erläutern. 
Der zahlenmäßige Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammen-
hängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und 
Ausgaben aufführen. Im Verwendungsnachweis hat der Zuwendungsempfänger 
zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und 
sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und gegebe-
nenfalls den Belegen übereinstimmen.

 5. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell-
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2017 bis 2020 nach 
Kenntnis der Bundesregierung Mittel von Unternehmen zu, die mehrheit-
lich im Eigentum des Bundes stehen (bitte nach Unternehmen, Projekt 
und unter Angabe der Höhe der Zahlung ausweisen)?

Unternehmen im Sinne der Fragestellung sind die Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit GIZ GmbH, die Engagement Global gGmbH, 
der Projektträger Jülich und die Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) 
gGmbH. Haushaltsmittel des Bundes, die von diesen vier Gesellschaften an den 
WWF Deutschland gezahlt wurden, sind den entsprechenden Angaben in der 
Antwort zu Frage 3 zu entnehmen.

 6. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell-
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren 2017 bis 2020 nach 
Kenntnis der Bundesregierung Mittel aus dem Haushalt der Europäi-
schen Union zu, und wenn ja, in welcher Höhe (bei Projektmitteln bitte 
nach Ländern, Projekten und Jahresleistungen aufschlüsseln)?

Zuflüsse von Mitteln aus dem Haushalt der Europäischen Union an den WWF 
Deutschland und ihm zugehörigen Instituten und Gesellschaften sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. Eine Recherchemöglichkeit in Bezug auf Emp-
fänger der von der Kommission direkt verwalteten Mittel findet sich auf der 
Website http://ec.europa.eu/budget/fts/index_en.htm.
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 7. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell-
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2017 bis 2020 Mittel 
aus bundesunmittelbaren Stiftungen zu, und wenn ja, in welcher Höhe 
(bei Projektmitteln bitte nach Einzelprojekten und Jahresleistungen auf-
schlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine systematischen Erkenntnisse über eventuelle 
Projektförderungen zugunsten von WWF Deutschland durch eine bundesunmit-
telbare Stiftung vor. Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 5 auf Bundestagsdrucksache 19/4069 verwiesen.

 8. Für welche Projekte flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen 
Instituten oder Gesellschaften, an denen er beteiligt ist, Mittel in welcher 
Höhe von der bundeseigenen KfW-Bankengruppe nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Jahren 2017 bis 2020 zu?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Die KfW agierte dabei als 
Durchführungsorganisation im Auftrag der Bundesregierung. Dem WWF flos-
sen keine Eigenmittel der KfW zu.

a) Wer vertritt den Bund in welchen Gremien der KfW-Bankengruppe?

Der Bund ist im KfW-Verwaltungsrat und seinen Ausschüssen sowie im Mittel-
standsrat vertreten. Informationen zur aktuellen Zusammensetzung des KfW-
Verwaltungsrats und seiner Ausschüsse sind unter https://www.kfw.de/KfW-K
onzern/Über-die-KfW/Vorstand-und-Gremien/Verwaltungsrat-und-seine-Aussc
hüsse/ abrufbar, solche zur aktuellen Zusammensetzung des Mittelstandsrates 
unter https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Über-die-KfW/Vorstand-und-Gremie
n/Mittelstandsrat-bei-der-KfW/.

b) Wurden Gremien der KfW-Bankengruppe, in denen der Bund ver-
treten ist, mit den aktuellen Vorwürfen um mögliche Unterstützung 
Krimineller durch den WWF befasst, und wenn ja, wann?

Der Verwaltungsrat der KfW wurde zuletzt im Juni 2019 anlässlich der Me-
dienberichterstattung über die Vorwürfe gegen den WWF und die durch die 
KfW ergriffenen Maßnahmen informiert.

c) Waren in den Jahren 2017 bis 2020 Gremien der KfW-Bankengruppe, 
in denen der Bund vertreten ist, mit der Bewilligung von Mitteln für 
den WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesellschaf-
ten, an denen er beteiligt ist, befasst, und welcher Umstand führte zur 
Notwendigkeit einer Befassung?

Zur Klarstellung wird darauf hingewiesen, dass von der KfW keine Eigenmittel 
der KfW an den WWF ausgezahlt wurden oder werden.
Die zuständigen Gremien der jeweiligen KfW-Gesellschaften werden in ihrer 
bestimmungsgemäßen Rolle hinsichtlich der Bewilligung von Mitteln an 
WWF-Institutionen eingebunden. Für den fraglichen Zeitraum liegen keine 
Kenntnisse dazu vor. In dem von den Fragestellern genannten Zeitraum finan-
zierte die KfW nur Vorhaben aus Haushaltsmitteln des Bundes. Eine Befassung 
der Gremien der KfW ist in diesen Fällen nicht vorgesehen.
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d) Stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, dass die KfW-Banken-
gruppe unter das Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen 
des Bundes (Informationsfreiheitsgesetz (IFG)) fällt, und wie begrün-
det sie ihre Haltung?

Die Frage, inwieweit die KfW nach dem IFG verpflichtet ist, ist differenziert zu 
betrachten; sie ist abhängig davon, ob sie eine öffentlich-rechtliche Verwal-
tungsaufgabe ausübt oder nicht. Zu diesem Themenkomplex sind mehrere Ge-
richtsverfahren anhängig, über die noch nicht rechtskräftig entschieden wurde. 
Fest steht jedoch, dass nach dem Willen des Gesetzgebers (vgl. Bundestags-
drucksache 15/4493, S. 8) Behörden und Einrichtungen, die nur teilweise 
öffentlich-rechtlich tätig werden, nur insoweit zum Informationszugang ver-
pflichtet werden können, als dort öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben 
wahrgenommen werden. Dies gilt insbesondere für Kreditinstitute des Bundes.

 9. Wurden der WWF Deutschland, ihm zugehörige Institute oder Gesell-
schaften, an denen er beteiligt ist, oder jeweilige Mitarbeiter in den Jah-
ren von 2017 bis 2020 mit der Erstellung von Gutachten, Analysen oder 
Ähnlichem durch die Bundesregierung beauftragt, und wenn ja, auf wel-
cher Grundlage entschied sich die Bundesregierung für die Genannten 
als Auftragnehmer?

Seitens der Bundesregierung wurden im fraglichen Zeitraum keine Gutachten, 
Analysen oder Ähnliches beauftragt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 
3 verwiesen.

10. Wurden seitens der Bundesregierung mit dem WWF Deutschland, ihm 
zugehörigen Instituten oder Gesellschaften, an denen er beteiligt ist, oder 
jeweiligen Mitarbeitern in den Jahren 2017 bis 2020 Verträge über Be-
ratungsleistungen, etwa in Form von Werkverträgen geschlossen?

11. Welche Bundesministerien haben in welchem finanziellen Umfang Be-
ratungsleistungen durch die Genannten in Anspruch genommen?

12. Auf Grundlage welcher Sachverhalte entschied man sich jeweils für die 
Genannten als Auftragnehmer?

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 10 bis 12 gemeinsam 
beantwortet.
Seitens der Bundesregierung wurden im fraglichen Zeitraum keine Beratungs-
leistungen beauftragt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

13. Gab es bei etwaigen Auftragsarbeiten Ausschreibungen, und wenn nein, 
warum nicht, und wenn ja, welche weiteren Mitbewerber gab es?

Der Bundesregierung liegen hierzu aktuell keine Informationen vor. Auf die 
Antworten zu den Fragen 9 und 10 wird verwiesen.
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14. An welchen Projekten und Vorhaben der Bundesregierung, wie etwa 
Veranstaltungen, Unterrichtungen und Publikationen, hat der WWF 
Deutschland bzw. seine Mitarbeiter in den Jahren von 2017 bis 2020 or-
ganisatorisch oder als Podiumsteilnehmer, Referent oder Ähnliches mit-
gewirkt (bitte einzeln aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine systematischen Informationen vor, 
entsprechende Informationen werden nicht zentral erfasst.

15. Bestehen oder bestanden Vertragsverhältnisse zwischen der Bundesregie-
rung oder obersten Bundesbehörden auf der einen und dem WWF 
Deutschland auf der anderen Seite, und wenn ja, was haben sie zum 
Inhalt?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Darüber hinaus liegen der 
Bundesregierung aktuell keine Informationen vor.

16. Fand oder findet ein Mitarbeiteraustausch, etwa in Form der Überlassung 
oder Leihe, zwischen Bundesministerien und Bundesbehörden auf der 
einen und dem WWF Deutschland auf der anderen Seite statt, und wenn 
ja, um wie viele Personen handelt es sich?

17. Auf welchen Positionen werden oder wurden die entsprechenden Perso-
nen in der Bundesverwaltung eingesetzt, und was sind oder waren ihre 
konkreten Aufgaben?

18. Wer trägt bzw. trug hierfür die Personalkosten in welcher Höhe?

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 16 bis 18 gemeinsam 
beantwortet.
Nach Kenntnis der Bundesregierung fand bzw. findet kein Mitarbeitendenaus-
tausch zwischen der Bundesregierung und WWF Deutschland statt.

19. Entsenden der WWF Deutschland, ihm zugehörige Institute oder Gesell-
schaften, an denen er beteiligt ist, Vertreter in Ausschüsse, Beratungs-
gremien oder Fachbeiräte des Bundes, und wenn ja, in welche?

20. Sofern Frage 19 zutrifft, welche Organisationseinheit in den jeweiligen 
Bundesministerien entscheidet über die Besetzung der jeweiligen Aus-
schüsse, Beratungsgremien oder Fachbeiräte auf welcher rechtlichen 
Grundlage (bitte einzeln zuordnen)?

Die Fragen 19 und 20 werden zusammen beantwortet.
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Der Bundesregierung liegen hierzu keine systematischen Informationen vor, 
diese Angaben werden nicht zentral erfasst. Die der Bundesregierung aktuell 
dazu vorliegenden Informationen sind in nachfolgender Tabelle erfasst.

Ressort Verband
BMU/
BMVI
(gem. Lei-
tung)

NABU/WWF/
BUND

Gremium Beirat zum Bundesprogramm
„Blaues Band Deutschland“

Entscheidung durch Jeweilige Abteilungsleitung im Bundesverkehrs-
ministerium und Bundesumweltministerium

Benannte Personen 1 Vertreter NABU, 1 Vertreter WWF, 1 Vertreter BUND
Rechtsgrundlage Kabinettsbeschluss vom 1. Februar 2017 zum Bundes-

programm „Blaues Band Deutschland“.
Geld- oder Sach-
leistungen

keine
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